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B-VG Art133 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG 8§31 Abs1

VWGVG 8§88

. AVG § 73 heute

AVG § 73 gliltig ab 15.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

AVG § 73 gliltig von 01.01.2014 bis 14.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
AVG § 73 gliltig von 20.04.2002 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 65/2002
AVG § 73 gliltig von 01.01.1999 bis 19.04.2002zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 158/1998
AVG § 73 giltig von 01.07.1995 bis 31.12.1998zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 471/1995
AVG § 73 gultig von 01.02.1991 bis 30.06.1995

—_

No v ks~ wDN

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

S L

-

—

VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 31 heute
2. VWGVG § 31 glltig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018
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3. VwWGVG § 31 glltig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 31 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG § 8 heute
2. VWGVG § 8 gliltig ab 01.01.2014

Spruch

L517 2287036-1/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. NIEDERWIMMER als Vorsitzenden und die fachkundigen
Laienrichter*innen Mag.a LEITNER und Frau PACHLER als Beisitz tber die SGumnisbeschwerde von XXXX, vertreten
durch Dr. Roland GABL, Rechtsanwalt in 4020 Linz, Museumstr. 31a, vom 13.02.2024 in nichtoffentlicher Sitzung zu
Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. NIEDERWIMMER als Vorsitzenden und
die fachkundigen Laienrichter*innen Mag.a LEITNER und Frau PACHLER als Beisitz Uber die SGumnisbeschwerde von
romisch 40, vertreten durch Dr. Roland GABL, Rechtsanwalt in 4020 Linz, Museumstr. 31a, vom 13.02.2024 in
nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemald § 28 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG),BGBI. | Nr. 33/2013 idgF
zuruckgewiesen. A) Die Beschwerde wird gemal Paragraph 28, Absatz eins, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz
(VWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF zurtickgewiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemaf3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

08.06.2022 - als Bescheid bezeichnete Erledigung des AMS XXXX (in der Folge als ,AMS" bzw. als belangte Behorde ,,bB”
bezeichnet) an XXXX (in der Folge als beschwerdefihrende Partei ,bP" bezeichnet) 08.06.2022 - als Bescheid
bezeichnete Erledigung des AMS romisch 40 (in der Folge als ,AMS" bzw. als belangte Behorde ,bB" bezeichnet) an
rémisch 40 (in der Folge als beschwerdefuhrende Partei ,bP" bezeichnet)

21.06.2022 - Beschwerde der bP

25.04.2023 - Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts (BVwG); Zurlickweisung der Beschwerde
08.05.2023 - Bescheid des AMS an die bP, Widerruf Arbeitslosengeld und Verpflichtung zur Ruckzahlung
13.02.2024 - Sdumnisbeschwerde der bP

19.02.2024 - Bescheid des AMS an den Rechtsvertreter der bP

22.02.2024 - Aktenvorlage beim BVwWG

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1.0. Feststellungen (Sachverhalt):

Das AMS Ubermittelte der bP am 08.06.2022 eine als Bescheid bezeichnete Erledigung.

Gegen diese brachte die bP am 21.06.2022 eine Beschwerde ein.

Mittels Beschluss des BVwG vom 25.04.2023 (L501 2256730-1/17E) wurde die Beschwerde gemall § 28 Abs. 1 des
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG) mangels Bescheidqualitdt der bekampften Erledigung vom
08.06.2022 als unzulassig zurlckgewiesen. Mittels Beschluss des BVwG vom 25.04.2023 (L501 2256730-1/17E) wurde
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die Beschwerde gemall Paragraph 28, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwWGVG) mangels
Bescheidqualitat der bekdmpften Erledigung vom 08.06.2022 als unzuldssig zurlckgewiesen.

Auf Grundlage des Beschlusses des BVwWG entschied in der Folge das AMS durch Erlassung eines Bescheides am
08.05.2023 in der Sache selbst, welcher der bP am 10.05.2023 zugestellt wurde, dem Rechtsvertreter der bP wurde
dieser am 22.02.2024 zugestellt.

Am 13.02.2024 erhob der Rechtsvertreter der bP beim AMS eine Sdumnisbeschwerde, welche er mit dem Antrag
verband, auszusprechen, dass die Entscheidungszustandigkeit von der sdumigen Erstbehdrde auf das BVwG ubergehe.
Begrindend fuhrte er unter anderem aus: ,Die belangte Behdérde ware verpflichtet gewesen, Uber die Beschwerde
vom 21.6.2022 spatestens sechs Monate nach deren Einlagen - wenn auch im antragszurickweisenden Sinn
abzusprechen.”

Am 22.02.2024 erfolgte die Beschwerdevorlage beim BVwG.
2.0. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.Der oben unter Punkt rémisch eins. angefuhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem
unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des vorliegenden
Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

Der oben unter Punkt I.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgeflihrten Ermittlungsverfahrens.Der oben unter Punkt romisch I1.1. festgestellte
Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf Grund der vorliegenden Akten
durchgefihrten Ermittlungsverfahrens.

2.2. Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswlrdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fuhrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fihrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswirdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des 6sterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, §8 45 AVG, E 50, Seite 305, fuhren beispielsweise in
Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: ,Die aus der gewissenhaften
Prifung aller fiir und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine
hypothetisch denkbare andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der
Untersuchung mit den Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung
nicht zuganglich ist, dem Richter ein empirisch-historischer Beweis genligen. Im gedanklichen Bereich der Empirie
vermag daher eine hoéchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der
wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, (...)". Vergleiche dazu auch VwGH, vom 18.06.2014, Ra 2014/01/0032.2.2.
Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswirdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fuhrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des 0Osterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, fuhren
beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: ,Die aus der
gewissenhaften Prifung aller fiir und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter
wird durch eine hypothetisch denkbare andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein
Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen
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Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein empirisch-historischer Beweis genutigen. Im gedanklichen Bereich
der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der
Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begrinden, (...)". Vergleiche dazu auch VwGH, vom 18.06.2014, Ra
2014/01/0032.

Die Feststellungen zum Bezug der Notstandshilfe bzw. zu den Beschaftigungsverhaltnissen der bP ergeben sich aus
den beim Dachverband der Osterreichischen Sozialversicherungstréger gespeicherten Daten, in welche vom

erkennenden Gericht Einsicht genommen wurde.

Der im Verfahren festgestellte Sachverhalt ist unstrittig.
3.0. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen:

- Bundesverfassungsgesetz B-VG, BGBI. Nr. 1/1930 idgF- Bundesverfassungsgesetz B-VG, Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus
1930, idgF

- Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 AIVG,BGBI. Nr. 609/1977 (WV) idgF- Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977
AIVG, Bundesgesetzblatt Nr. 609 aus 1977, (WV) idgF

- Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BVwGG,BGBI. | Nr. 10/2013 idgF- Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BVwGG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013, idgF

- Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF- Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VWGVG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF

- Verwaltungsgerichtshofgesetz ~ VwGG,BGBI. Nr. 10/1985 idgF- Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG,
Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF

Nachfolgende Bestimmungen beziehen sich auf die im Pkt. 3.1. angeflhrten Rechtsgrundlagen in der jeweils geltenden
Fassung.

3.2. Gemall Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerder3.2. GemaR Artikel 130,
Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden

gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit.

Gemall § 9 Abs. 2 Z 1 VWGVG ist belangte Behdrde in den Fallen des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG jene Behdrde, die den
angefochtenen Bescheid erlassen hat.GemaR Paragraph 9, Absatz 2, Ziffer eins, VWGVG ist belangte Behorde in den
Fallen des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG jene Behorde, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat.

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemal3 Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemall 8 56 Abs. 2 AIVG entscheidet Uber Beschwerden gegen Bescheide einer Geschaftsstelle das
Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat, dem zwei fachkundige Laienrichter angehdren, je einer aus dem Kreis
der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer.Gemal? Paragraph 56, Absatz 2, AIVG entscheidet Uber
Beschwerden gegen Bescheide einer Geschaftsstelle das Bundesverwaltungsgericht durch einen Senat, dem zwei
fachkundige Laienrichter angehoren, je einer aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer.

Gemald 8 56 Abs. 4 AIVG steht das Vorschlagsrecht fur die Bestellung der erforderlichen Anzahl fachkundiger
Laienrichter und Ersatzrichter fiir den Kreis der Arbeitgeber der Wirtschaftskammer Osterreich und fiir den Kreis der
Arbeitnehmer der Bundeskammer flir Arbeiter und Angestellte zu. Die vorgeschlagenen Personen mussen uber
besondere fachliche Kenntnisse betreffend den Arbeitsmarkt und die Arbeitslosenversicherung verfiigen. Im Ubrigen
gelten die Bestimmungen des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BGBI. | Nr. 10/2013).Gemal Paragraph 56, Absatz
4, AIVG steht das Vorschlagsrecht fur die Bestellung der erforderlichen Anzahl fachkundiger Laienrichter und

Ersatzrichter fur den Kreis der Arbeitgeber der Wirtschaftskammer Osterreich und fir den Kreis der Arbeitnehmer der
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Bundeskammer fur Arbeiter und Angestellte zu. Die vorgeschlagenen Personen mussen Uber besondere fachliche
Kenntnisse betreffend den Arbeitsmarkt und die Arbeitslosenversicherung verfiigen. Im Ubrigen gelten die
Bestimmungen des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013,).

Gegenstandlich liegt Senatszustandigkeit vor.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemald anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaR § 14 VWGVG steht es der Behdrde im Verfahren tber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG frei, den
angefochtenen Bescheid innerhalb von zwei Monaten aufzuheben, abzudandern oder die Beschwerde zurlickzuweisen
oder abzuweisen (Beschwerdevorentscheidung). § 27 ist sinngemald anzuwenden. Abweichend dazu normiert § 56 Abs.
2 AIVG in Verfahren betreffend Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung eine Frist zur Erlassung der
Beschwerdevorentscheidung von zehn Wochen.GemaR Paragraph 14, VWGVG steht es der Behorde im Verfahren tber
Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG frei, den angefochtenen Bescheid innerhalb von zwei
Monaten aufzuheben, abzuandern oder  die Beschwerde  zurtickzuweisen oder  abzuweisen
(Beschwerdevorentscheidung). Paragraph 27, ist sinngemald anzuwenden. Abweichend dazu normiert Paragraph 56,
Absatz 2, AIVG in Verfahren betreffend Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung eine Frist zur Erlassung der
Beschwerdevorentscheidung von zehn Wochen.

Gemal’ § 15 Abs. 1 VWGVG kann jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei
der Behorde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird
(Vorlageantrag). Die Beschwerdevorentscheidung tritt mangels einer gesetzlichen Regelung nicht auRer Kraft, sondern
wird zum Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens (vgl. Diinser, ZUV 2013/1, 17; Eder/Martschin/Schmid,
Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, 8 15 VWGVG, K 2; Hauer, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Rz. 178; jeweils
unter Hinweis auf den diesbezlglich ausdricklichen Willen des Gesetzgebers, vgl. RV 2009 BIgNR 24. GP, 5). GemaR
zweiter Satz des & 15 Abs. 1 hat ein Vorlageantrag, der von einer anderen Partei als dem Beschwerdefuihrer gestellt
wird, die Grinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt (§ 9 Abs. 1 Z 3) und ein Begehren (8 9 Abs. 1Z
4) zu enthalten. Im Umkehrschluss folgt aus dieser Vorschrift, dass der Beschwerdefiihrer einen Vorlageantrag nicht zu
begriinden hat, ihn aber begriinden kann (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013],
Anm. 8 zu § 15 VWGVG unter Hinweis auf AB 2112 BIgNR 24. GP 3). Damit ist im gegenstandlichen Beschwerdefall der
Prifungsumfang auch mit dem Vorbringen im Vorlageantrag definiert. GemalR3 Paragraph 15, Absatz eins, VWGVG kann
jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwerdevorentscheidung bei der Behdrde den Antrag stellen,
dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag). Die
Beschwerdevorentscheidung tritt mangels einer gesetzlichen Regelung nicht auBer Kraft, sondern wird zum
Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens vergleiche Diinser, ZUV 2013/1, 17; Eder/Martschin/Schmid, Das
Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, Paragraph 15, VWGVG, K 2; Hauer, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Rz. 178;
jeweils unter Hinweis auf den diesbezlglich ausdriicklichen Willen des Gesetzgebers, vergleiche Regierungsvorlage
2009 BIgNR 24. GP, 5). GemalR zweiter Satz des Paragraph 15, Absatz eins, hat ein Vorlageantrag, der von einer anderen
Partei als dem Beschwerdeflhrer gestellt wird, die Grinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stutzt
(Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3,) und ein Begehren (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 4,) zu enthalten. Im
Umkehrschluss folgt aus dieser Vorschrift, dass der Beschwerdeflihrer einen Vorlageantrag nicht zu begrinden hat,
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ihn aber begriinden kann vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anmerkung 8
zu Paragraph 15, VwWGVG unter Hinweis auf Ausschussbericht 2112 BIgNR 24. Gesetzgebungsperiode 3). Damit ist im
gegenstandlichen Beschwerdefall der Prufungsumfang auch mit dem Vorbringen im Vorlageantrag definiert.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 28, Absatz eins, VwWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

3.3. Die im gegenstandlichen Beschwerdefall malRgeblichen Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes lauten:
Frist zur Erhebung der Sdumnisbeschwerde

§ 8. (1) Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG (Saumnisbeschwerde)
kann erst erhoben werden, wenn die Behdrde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn gesetzlich eine
kirrzere oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist beginnt mit dem
Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er einzubringen war. Die
Beschwerde ist abzuweisen, wenn die Verzdgerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden der Behdrde
zuruckzufuhren ist.Paragraph 8, (1) Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaf3 Artikel 130, Absatz
eins, Ziffer 3, B-VG (Sdumnisbeschwerde) kann erst erhoben werden, wenn die Behdrde die Sache nicht innerhalb von
sechs Monaten, wenn gesetzlich eine kiirzere oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser
entschieden hat. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle
eingelangt ist, bei der er einzubringen war. Die Beschwerde ist abzuweisen, wenn die Verzogerung nicht auf ein
Uberwiegendes Verschulden der Behdrde zurlickzufiihren ist.

(2) In die Frist werden nicht eingerechnet:

1. die Zeit, wahrend deren das Verfahren bis zur rechtskraftigen Entscheidung einer Vorfrage ausgesetzt ist;

2. die Zeit eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Verfassungsgerichtshof oder vor dem
Gerichtshof der Europaischen Union.

3.4. Flr das ho. Gericht stellte sich der Sachverhalt basierend auf dem durchgefiihrten Beweisverfahren so wie oben
ausgefuhrt dar.

Wie aus dem Sachverhalt und den Unterlagen zu entnehmen ist, erging auf Grundlage der Beschwerde vom
21.06.2022 am 25.04.2023 ein Beschluss des BVwWG (GZ: L501 2256730-1/17E), in welchem ausgesprochen wurde, dass
die Beschwerde als unzuldssig zuriickgewiesen werde. In der naheren Begrindung fihrt der Beschluss aus, dass es
sich bei dem in Beschwerde gezogenen ,vermeintlichen Bescheid” um einen Nichtbescheid handle, was den Mangel
der Zustandigkeit der Beschwerdeinstanz zu einem meritorischen Abspruch Uber das Rechtmittel zur Folge habe.

In der Folge erliel das AMS XXXX am 08.05.2023 einen Bescheid, mit dem das Arbeitslosengeld der bP fur einen naher
bestimmten Zeitraum widerrufen und rickgefordert wurde. Dieser Bescheid wurde am 10.05.2023 der bP zugestellt.
Dem Rechtsvertreter der bP wurde dieser am 22.02.2024 zugestellt.In der Folge erlieR das AMS rémisch 40 am
08.05.2023 einen Bescheid, mit dem das Arbeitslosengeld der bP fur einen naher bestimmten Zeitraum widerrufen
und ruckgefordert wurde. Dieser Bescheid wurde am 10.05.2023 der bP zugestellt. Dem Rechtsvertreter der bP wurde
dieser am 22.02.2024 zugestellt.

Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG (Saumnisbeschwerde) kann
erst erhoben werden, wenn die Behdrde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn gesetzlich eine kirzere
oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt,
in dem der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er einzubringen war. Die Beschwerde ist
abzuweisen, wenn die Verzdgerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden der Behdrde zurlickzufihren
ist.Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG
(Sdumnisbeschwerde) kann erst erhoben werden, wenn die Behdrde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten,
wenn gesetzlich eine kirzere oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er
einzubringen war. Die Beschwerde ist abzuweisen, wenn die Verzégerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden
der Behorde zurtckzufuhren ist.
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8 8 VWGVG setzt um eine Saumnisbeschwerde rechtswirksam erheben zu kdnnen voraus, dass eine Behorde
grundsatzlich innerhalb von 6 Monaten oder bei anders geregelten Fallen abgehend davon nicht in der Sache
entschieden hat.Paragraph 8, VWGVG setzt um eine Saumnisbeschwerde rechtswirksam erheben zu kénnen voraus,
dass eine Behdrde grundsatzlich innerhalb von 6 Monaten oder bei anders geregelten Fallen abgehend davon nicht in
der Sache entschieden hat.

Der Rechtsvertreter fuhrt in seiner Saumnisbeschwerde, welche am 13.02.2024, 22:48 Uhr per E-Mail an das AMS
Ubermittelt wurde, aus, dass die belangte Behdérde verpflichtet gewesen ware, tber die Beschwerde vom 21.5.2022
spatestens sechs Monate nach deren Einlangen - wenn auch im antragszurickweisenden Sinne abzusprechen. Dies sei

jedoch nicht innerhalb der gesetzlichen Entscheidungsfrist erfolgt.

Der RV hatte wie aus der Sdumnisbeschwerde und den Anhangen ersichtlich ist, Kenntnis Gber den Beschluss des
BVwWG vom 25.04.2023. Dieser Beschluss wies - wie oben naher ausgefiihrt - die Beschwerde als unzuldssig zurtick.Der
Regierungsvorlage hatte wie aus der Saumnisbeschwerde und den Anhdngen ersichtlich ist, Kenntnis Uber den
Beschluss des BVwG vom 25.04.2023. Dieser Beschluss wies - wie oben naher ausgefiihrt - die Beschwerde als

unzuldssig zurick.

Schlussfolgernd wurde mit diesem angefuhrten Beschluss festgestellt, dass in dem besagten Verfahren kein
bekampfbarer Bescheid vorlag. Somit kann bezlglich der am 21.06.2022 erhobenen Beschwerde keine Saumnis

gegeben sein.

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass Uber das Beschwerdevorbringen letztendlich zwar mit

einer Zurtckweisung aber dennoch vom BVwG eine Entscheidung getroffen wurde.

Zusammenfassend ist auszufUhren, dass die Voraussetzungen zur Erhebung einer Saumnisbeschwerde nicht

vorliegen, weshalb spruchgemafR zu entscheiden war.

3.7. GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von
Amts wegen eine o6ffentliche miindliche Verhandlung durchzufiihren.3.7. GemaR3 Paragraph 24, Absatz eins, VwWGVG
hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine Offentliche

mundliche Verhandlung durchzufihren.

Gemal 8 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung entfallen, wennGemal Paragraph 24, Absatz 2, VwWGVG kann die
Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurlickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zurilickzuweisen oder abzuweisen ist.

Im Hinblick auf8 24 Abs. 2 Z2 VwGVG konnte eine muindliche Verhandlung entfallen.Im Hinblick auf Paragraph 24,
Absatz 2, Z2 VwGVG konnte eine mundliche Verhandlung entfallen.

Zu Spruchteil B):

GemdalR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden (VwGH
vom 22.05.2014, Ra 2014/01/0030).Gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch
seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist.
Der Ausspruch ist kurz zu begrinden (VwGH vom 22.05.2014, Ra 2014/01/0030).

Die Revision ist gemal’ Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemal Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
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Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu Idsenden Rechtsfrage vor.

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
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